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Mit	 dem	Vertrag	 von	Maastricht	gab	 sich	die	Gemeinschaft	 schließlich	
eine	Währungsverfassung,	 die	 auf	 Preisstabilität	 setzt,	 der	 generell	 alle	






















Über	 die	 Zeit	 ist	 diese	 freiheitliche	marktwirtschaftliche	Wirtschafts-
verfassung	 jedoch	 erodiert	 zu	 einer	 gemischten	Wirtschaftsordnung,	 die	
gekennzeichnet	ist	durch	ein	erhebliches	Spannungsfeld	zwischen	Markt	und	
Intervention,	zwischen	Wettbewerb	und	Wohlfahrtsstaat.	Zunehmend	haben	






















das	Ursprungslandprinzip	 im	Vertrag	 zu	 verankern,	 die	Harmonisierung	 auf	
Mindeststandards	zu	reduzieren,	die	Harmonisierung	von	technischen	Standards	




























































über	 die	 entscheidenden	 Instrumente	 zur	 Beeinflussung	 der	 Beschäftigung	
-	 die	Bestimmung	der	 Löhne	und	der	Arbeitsbedingungen.	Die	 europäische	
Beschäftigungspolitik	setzt	zudem	korporatistisch	an.	Korporatismus	aber	steht	
grundsätzlich	im	Widerspruch	zu	Marktwirtschaft	und	Wettbewerb.	

























Genau	 das	 ist	 beim	Verfassungsvertrag	 geschehen.	 Es	 zeigt	 sich	 vor	
allem	 an	 der	 Diskussion	 in	 der	 Konventsgruppe	 „Soziales	 Europa“20.	
Hier	wurden	alle	möglichen	Ziele	eines	wohlfahrtsstaatlichen-kollekti-








































I-	 ()	 aufgenommen.	 Der	 Begriff	 suggeriert	 politische	Machbarkeit,	








































































Sie	wird	 im	 Verfassungsvertrag	 zwar	 nicht	 explizit	 erwähnt,	 kommt	
aber	als	Verfahrensbeschreibung	bei	den	Kapiteln	zur	Sozialpolitik,	zur	
Forschungs-	 und	 Technologiepolitik,	 zum	Gesundheitswesen	 und	 zur	
Industriepolitik	zum	Zuge.	Neben	der	generellen	Problematik	der	Ko-



















































































0	 Der	 Luxemburg	 Prozess	wurde	 in	 den	 Folgejahren	mit	 dem	Cardiff	 Prozess	 (Strategie	
zur	Verbesserung	der	Effizienz	der	Güter-	und	Kapitalmärkten)	und	dem	Köln	Prozess	













































































29	 s.:	www.eu2007.de/de/The_Council_Presidency/index.html;	 EU-	 Ratspräsident-
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